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Doch noch ein Kompromiss
Nach langemRingen einigt sich das St.Galler Parlament beimEnergiegesetz. Ein Streitpunkt sind dieÖlheizungen.

Katharina Brenner

Nach fast vier Stunden Energiegesetz
ist dieEnergiedraussen.EineMehrheit
imSt.GallerParlament folgt einemAn-
trag, der das Ende der Diskussion for-
dert. Nach langem Hin und Her, nach
verhärteten Fronten bei Linken, SVP
und Hauseigentümern findet der Rat
einen Kompromiss. Dazu gehört, dass
Neubautenkünftig einenTeil derbenö-
tigten Elektrizität selber erzeugen.
Hauseigentümer, die auf eine eigene
Stromerzeugungverzichten, solleneine
Ersatzabgabe leisten. Die Einnahmen
werden dann für grössere Fotovol-
taik-Anlagen auf privaten oder öffent-
lichenGebäuden eingesetzt.

Selbst für den «Schicksalsartikel»
12e fand der Rat einen Kompromiss.
Bereits im Februar waren sich die Par-
lamentarier einig:DieserArtikelmacht
den Kern der Gesetzesänderung aus.
Er regelt,wie fossileHeizungenersetzt
werden dürfen. Das sieht die Lösung
vor: In Liegenschaften mit Wohnnut-
zung soll eineneue fossileHeizungnur
dannweiterhin zulässig sein,wennmit
Massnahmengarantiertwird, dass der
CO2-Ausstoss um mindestens zehn
Prozent verringert wird. Dafür gibt es
«Standardlösungen», zu denen bei-
spielsweise eine thermische Solaranla-
ge, die Beheizungmit Holz, eineWär-
mepumpe oder ein Ersatz der Fenster
zählen. Ausnahmen sind möglich,
wenn solche «Standardlösungen» aus
denkmalpflegerischen Gründen nicht
umgesetztwerdenkönnen.Zudemgibt
es eine Härtefallklausel: Wer es sich
nicht leisten kann, soll eine ausgedien-
te fossileHeizungnicht durch einemit
erneuerbarer Energie ersetzen
müssen.

DieLinkenwolltendasBasler
Modell
SP,GrüneundGLPhattensich indes für
das Basler Modell starkgemacht. Ba-
sel-Stadt wird von Umweltschützern
besonders gerühmt für seinenUmgang
beim Ersatz fossiler Heizungen. Muss
ein Hausbesitzer in Basel eine defekte
Ölheizungauswechseln, sodarf er die-
se nur durch eine neue Ölheizung er-
setzen, wenn er darlegen kann, dass
eineHeizungmit erneuerbarerEnergie
überdie gesamteLebensdauer gerech-
net teurer ist alsdieÖlheizung.WasBa-
sel könneundZürichvorhabe,daskön-
ne der Kanton St.Gallen auch, sagte
SP-Kantonsrat Ruedi Blumer.

«Es geht um Freiheit versus Um-
welt», sagte Kantonsrat Guido Wick
und plädierte als Grüner für die Um-
welt.AufFreiheit undEigenverantwor-
tung beriefen sich indes Vertreter von
FDPundSVP.Nicht jeder, der für einen
anderen Weg sei, sei gegen den Um-
weltschutz, sagteFDP-Kantonsrat und
Präsident des kantonalen Hauseigen-
tümerverbands Walter Locher. «Wir
haben hier keinen Gottesdienst der
Einheitsmeinung.»Erbefürchtete«ein
Einfallstor für eine Beraterindustrie in
der Ökoindustrie». Wick entgegnete,
WalterLocher verwechsle«ökologisch
mitdoof».CVP-ParteipräsidentPatrick
Dürr brach eine Lanze für die Haus-
eigentümer: «Sagen sie nicht immer
dieHauseigentümernehmen ihreVer-
antwortungnichtwahr – sienehmensie
nämlichwahr.»

BauchefinattestiertdemKanton
«grossenNachholbedarf»
WährenddenGrünen,derGLPundder
SPderKompromissder vorberatenden
Kommission zumErsatzderÖlheizun-
gen nicht weit genug ging, wollte die
SVPdenSchicksalsartikel 12ekomplett

streichen. Bauchefin Susanne Hart-
mann appellierte ans Parlament, die-
sen Antrag nicht anzunehmen. Dies
wäre «ein Rückfall». Dabei habe der
Kanton energiepolitisch bereits «gros-

senNachholbedarf».«Das sindwirden
Menschen imKantonundnachfolgen-
den Generationen schuldig.» Die
Mehrheit im Parlament lehnte den
StreichungsantragderSVPmit76gegen

33 Stimmen ab. Auch diverse andere
Anträgewurden imWeiterenabgelehnt
und das Parlament folgte weitgehend
demKompromissvorschlag der vorbe-
ratendenKommission.

Kaum war die Debatte über das
Energiegesetzbeendet, verschicktedie
FDPeineMedienmitteilung.«FDPbe-
grüsst Kompromiss beim Energiege-
setz» titelt die Partei. Sie sei massgeb-
lichbeiderErarbeitungdiesesKompro-
misses beteiligt gewesen. Hinter dem
Eigenlob verbirgt sich das Hadern der
Partei mit ihrer eigenen Klimapolitik.
Erst hatte sie keinenHandlungsbedarf
gesehen,denCO2-AusstossvonGebäu-
den überhaupt einzudämmen.Mit der
SVP setzte sie in vielen Punkten eine
Minimalvariante durch. In der Febru-
arsession dann machte die FDP eine
Kehrtwende – auf Wunsch der Basis.
Strittige Artikel im Energiegesetz gin-
gen daraufhin zurück an die vorbera-
tendeKommission.

Im zweitenAnlauf gelang amDon-
nerstag in erster Lesung ein Kompro-
miss. Die zweite Lesung folgt im
September.Nach zehn Jahrenwirddas
St.Galler Energiegesetz an die techni-
sche Entwicklung angepasst. Energie-
effizient war der Weg dorthin nicht
gerade.

Die Debatte ums Energiegesetz dominierte den letzten Tag der Junisession. Bild: Benjamin Manser (St.Gallen, 4. Juni 2020)
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Immerhin kein
Absturz
Das neue Energiegesetz des Kantons
St.Gallenwird kein grosserWurf, aber
es wird. Diesen Prozess dürfte die
zweite Lesung im September nicht
mehr gefährden. Ersteres war ange-
sichts des andauerndenGezerres seit
längeremklar, zweiteres ist nach dem
mühsamerrungenenKompromiss
vomDonnerstag erfreulich. Denn die
Vorlage drohte zu scheitern, wenn
nicht imRat, dann an derUrne.

Der Kompromiss im«Schicksalsarti-
kel» über den Ersatz fossilerHeizun-
gen in bestehenden Liegenschaften
macht niemanden glücklich, vielleicht
abgesehen von ein paar Umweltfrei-
sinnigen, die für die entscheidende
Wende besorgt waren. Aber er beru-
higt als Immerhin-Lösung – immerhin
kein Verbot vonÖl undGas auf der
einen, immerhin keineNarrenfreiheit
fürHauseigentümer – die zerstritte-
nen Lager soweit, dass sie wohl ohne
Referendumdamit leben können.

So zäh die erneuteHalbtagesdebatte
umdenKlimaschutz, die immer
wieder zurGrundsatzdiskussion
ausartete, und so anspruchsvoll ihr
technischer Inhalt, so pragmatisch
und austariert ihr Resultat. Das zeigt
einmalmehr, dass derWiderstreit von
Freiheit undUmweltschutz komplexe
Fragen aufwirft und erst recht keine
einfachen Lösungen duldet, wo der
Klimaschutz insGeld geht. A propos
Lehrstück: Von den Fachleuten imRat
wie AndreasW.Widmer (FDP) oder
GuidoWick (Grüne) gab es einiges zu
lernen. Freilich von anderer Seite
auch die Einsicht, dass der bescheide-
ne Beitrag des grösstenOstschweizer
Kantons das bedrohteWeltklima nur
umeinenHunderttausendstel verbes-
sert. Und dass der viel zitierte Ruck,
der durch dieGesellschaft gehen
müsse, nicht von selber kommt.

Der Bund gibt in der Energiepolitik
die Richtung vor, die Kantone haben
Mustervorschriften zur Umsetzung
verfasst, St.Gallen ist nun halbwegs
auf Kurs. An diesemPunkt noch das
Stimmvolk zu befragen, wäre unsin-
nig:Weder die Ablehnung in Solo-
thurn undBern noch die Annahme in
Luzern taugen als Gradmesser für das
aufgegleiste St.Galler Gesetz. Die
grummelnden Lager dürfen sich
trösten: Hauseigentümerverband und
SVPmit ihremEinfluss auf die bürger-
licheMitte, die alle weitergehenden
Anträge abschmetterte. SP undGrüne
mit derHoffnung, die Coronakrise
begünstigewenigstens dieWende im
Verkehr. Nebst Gebäudeheizungen
mit erneuerbaren Energien braucht es
noch vieleMassnahmen, bis der
Kanton seinCO2-Reduktionsziel von
20Prozent erreicht. Derzeit verfehlt
er es um einenDrittel.Weiter geht’s,
auchwenn esmühsambleibt.
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GuidoWick
Grünen-Kantonsrat

«Ichkanndas
Scheinargument
derEigenverantwortung
nichtmehrhören.»

WalterLocher
FDP-Kantonsrat

«Wirhaben
hierkeinen
Gottesdienst
derEinheitsmeinung.»


